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A. Bericht des Abgeordneten Krammig 

Der federführende Ausschuß für Finanz- und 
Steuerfragen hat zusammen mit dem mitberaten- 
den Ausschuß für Wirtschaftspolitik am 14. Sep- 
tember 1955 in einer gemeinsamen Ausschuß- 
sitzung den Gesetzentwurf beraten. Die Beschlüsse 
wurden gemeinschaftlich gefaßt. 

Zu Art. 1 Abs. 1 

Die Bundesregierung hat die Vorlage u. a. damit 
begründet, daß bei der Anwendung des Zolltarifs 
und des Mineralöls teuergesetzes in der Fassung 
des Gesetzes zur Neuregelung der Abgaben auf 
Mineralöl (Neuregelungsgesetz) vom 23. April 1953 
(BGBl. I S. 149) vor allem der Heizölbegriff zu 
Schwierigkeiten geführt hat. Das hängt im wesent- 
lichen damit zusammen, daß der Begriff „Heizöl“ 
in der Miner alölwirts(±iaft umfassender als im 
Zolltarif ist. Aus diesem Grunde war es zweifel- 
haft, ob z. B. leichten Heizölen, die unter die Be- 
griffsbestimmung Gasöle des Zolltarifs fallen, die 
Zollvergünstigung für Heizöle eingeräumt werden 
konnte, weil der Gasölbegriff im Range dem Heizöl- 
begriff des Zolltarifs vorangeht. 

Der Heizölbegriff des Zolltarifs ist seinerseits 
zolltarifarisch gegenüber dem Schmierölbegriff 
vorrangig. Das hat zur Folge, daß bei der Ausfuhr 
von der Abgabenvergütung Schmieröle ausge- 
schlossen bleiben, die unter den Heizölbegriff 
fallen. 

Sollten diese Schwierigkeiten ausgeräumt wer- 
den, so blieb nur die Möglichkeit, den Heizöl- 
begriff des Zolltarifs, der sich gegenüber Gasöl 
und Schmieröl nicht scharf abgrenzen läßt, fallen- 
zulassen, um einen neuen, den Bedürfnissen von 
Wirtschaft und Verwaltung gerecht werdenden 
Begriff „Schweröl“ einzuführen. Die Vorlage trägt 
in Nr. 1, 4 und 10 diesen Bedürfnissen Rechnung. 

Der Vorschlag auf Beseitigung des Heizölbegriffs 
des Zolltarifs löst folgerichtig die Umstellung der 
Zollbegünstigungen auf den neuen Begriff 
Schweröl aus. Demgemäß müssen die Anmerkun- 
gen 2 und 3 zur Zolltarif nummer 2710 neu gefaßt 


werden. Dies geschieht in Nr. 8 und 9. Auf Antrag 
wurde in Nr. 9 von der Vorlage dadurch abge- 
wichen, daß der Zollsatz von 2,50 DM auf 1, — DM 
herabgesetzt wurde. Diese Änderung findet ihre 
Begründung darin, daß Schweröl, welches in neue- 
ren Verfahren zur Gaserzeugung verwendet wird, 
unter Zollsicherung zollfrei bleibt. Die nach dem 
alten Verfahren gaserzeugenden Betriebe müssen 
dagegen für das als Zusatz zur Kohle bei der Ver- 
kokung verwendete Schweröl für je 100 kg 1,50 DM 
Zoll entrichten. Um diese Betriebe denen, die zoll- 
freies Schweröl verwenden können, gleichzustel- 
len, entsprach der Ausschuß dem Anträge. 

Die in Nr. 2 (Satz 1), 5 a, 6 und 7 vorgeschlage- 
nen Änderungen sind gleichfalls eine Folge der Er- 
setzung des Begriffs Heizöl durch Schweröl. 

Nr. 2 Satz 2 sieht eine zusätzliche Vergütung für 
Bitumen und Petrolkoks in Höhe von 0,45 DM für 
je 100 kg des Erdölrückstandes vor, der zum end- 
gültigen Verbleib oder Verbrauch in das Zollaus- 
land ausgeführt wird. Dieser Betrag wurde bislang 
bei der Ausfuhr nicht vergütet, weil eingeführte 
Erzeugnisse nicht günstiger gestellt sein sollten als 
im Inland hergestellte. Dieser Gesichtspunkt 
schlägt jedoch für auszuführende Erzeugnisse die- 
ser Art nicht durch, so daß nunmehr durch diese 
Änderung die Zollvergütung in voller Höhe ge- 
währt wird. 

Die Änderungen der Buchstaben b (Nr, 3) und c 
— früher d — (Nr. 5) der Anmerkung 1 zur Tarif- 
nummer 2710 entsprechen wirtschaftlichen Bedürf- 
nissen. 

Zu Nr. 3 hatte der Bundesrat die Aufnahme von 
Erzeugnissen aus Schieferöl empfohlen, um dem 
von der Grube Messel bei Darmstadt erzeugten 
Gasöl aus Schieferöl den Absatz auf dem Rhein 
und seinen Nebenflüssen zu erschließen. Die Bun- 
desregierung hat diesem Vorschläge mit der Be- 
gründung widersprochen, daß der Vergütung keine 
Zolleinnahmen gegenüberstünden, weil keine 
Schieferöle eingeführt würden. Sie sah in der Ge- 
währung der Vergütung außerdem eine verstedcte 


Drude: Bonner Universitöts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Subvention, die Berufungen von anderen inter- 
essierten Wirtschaftskreisen hervorrufen könne. 

Der Ausschuß hat dieses Problem eingehend ge- 
prüft. Er kam hierbei zu dem Ergebnis, daß sich 
die Aufnahme des Vorschlages des Bundesrates in 
die Vorlage nicht empfehle, zumal § 2 Abs. 3 des 
Mineralölsteuergesetzes (MinöStG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. Mai 1953 (BGBl. I 
S. 234) die ausreichende Möglichkeit biete, der be- 
sonderen Belastungsfähigkeit dieses Gasöls durch 
einen bis auf 1, — DM für je 100 kg ermäßigten 
Steuersatz Rechnung zu tragen. Durch das Ver- 
kehrsfinanzgesetz 1955 ist hierfür ein Spielraum 
von 17,05 DM für je 100 kg nach § 2 Abs. 1 
MinöStG gegeben. Der Vertreter der Bundesregie- 
rung hat zugesagt, für das Gasöl der Grube Messel 
einen besonderen, betriebswirtschaftlich tragbaren 
Steuersatz nach § 2 Abs. 3 MinöStG festsetzen zu 
lassen. Damit wird dem Gasöl der Grube Messel 
eine ausreichende Absatzmöglichkeit, z. B. in der 
Landwirtschaft, eröffnet. 

Der weitere Vorschlag des Bundesrates, die Ver- 
ordnung über die abgabenfreie Verwendung von 
Mineralöl und Schmiermitteln in der Binnenschiff- 
fahrt vom 14. Januar 1954 (BGBl. II S. 6) zur Er- 
schließung eines Marktes für dieses Gasöl zu 
ändern, brauchte daher nicht weiterverfolgt zu 
werden. 

Zu Art. 1 Abs. 2 

Der Ausschuß gewann trotz eingehender Be- 
ratung nicht die Überzeugung, daß die vorge- 
sehene Ermächtigung zur vorübergehenden Er- 
höhung der Zollsätze durch Rechts Verordnung zur 
Abwendung einer ernsthaften Schädigung des 
Kohlenbergbaues, deren Eintritt durch weitere 
Inbetriebnahme von Schwerölheizanlagen zu be- 
fürchten wäre, notwendig sei. Gegen eine solche 
Annahme spricht einmal die gegenwärtige Absatz- 
lage auf dem Kohlenmarkt. Zum andern wird die 
vorgeschlagene Ermächtigung nur für einen schon 
jetzt übersehbaren Zeitraum beantragt. Der Aus- 
schuß vertrat die Ansicht, daß bei der Schlüssel- 
stellung, die der Kohlenbergbau in der deutschen 
Volkswirtschaft einnimmt, es Pflicht sowohl der 
Bundesregierung als auch des Bundestages sei, bei 
solchen Tatbeständen, für die die Ermächtigung 
erbeten wurde, schnell zu handeln. Er beschloß da- 
her die Streichung des Abs. 2. 

Zu Art. 2 

Die Begründung der Bundesregierung zu den 
vorgeschlagenen Änderungen hat sich der Aus- 
schuß zu eigen gemacht. Er fügte zur Vervollstän- 
digung in Abs. 1 lediglich hinter 2712 und vor 
2714 die Tarifnummer 2713 ein. 

Zu Art. 3 

Der Ausschuß hat auf Antrag die Vorlage durch 
eine Einfügung vor Nr. 1 ergänzt, mit der die 
Nr. 3 und 4 des § 1 Abs. 2 MinöStG gestrichen 
werden. 


Danach sind Steinkohlen- und Schieferteer aus 
Nr. 2707 des Zolltarifs und Erzeugnisse der 
Nr, 2709, 2714 — B und C sowie Pech und Pechkoks 
aus Braunkohlen-, Torf- und Schieferteer aus 
Nr. 2714 — D des Zolltarifs künftig keine steuer- 
baren Mineralöle im Sinne des § 1 Abs. 1 MinöStG 
mehr. Die Streichung hat zur Folge, daß die in § 2 
Abs. 1 MinöStG in den Nr. 3 und 4 vorgesehe- 
nen Steuersätze von 2,30 DM bzw. 2, — DM für je 
100 kg Eigengewicht gleichfalls zu streichen waren. 
Dementsprechend wurde eine neue Nr. 1 a in die 
Ausschuß Vorlage aufgenommen. 

Der Vertreter der Bundesregierung hat den 
Streichungen, insbesondere unter Hinweis auf den 
Steuerausfall, widersprochen. 

Dem Antrag wurde auf Grund folgender Über- 
legungen stattgegeben. Bei den genannten Erzeug- 
nissen handelt es sich vorwiegend um schwere Pro- 
dukte der Teer- und Erdölverarbeitung. Sie wur- 
den erstmalig durch das Gesetz zur Änderung des 
MinöStG vom 19. Januar 1951 (BGBl. I S. 73) in 
den Kreis der steuerbaren Mineralöle aufgenom- 
men. Schon damals wurden dagegen Bedenken 
geltend gemacht. Inzwischen hat sich zunächst ein- 
mal herausgestellt, daß das Steueraufkommen aus 
den genannten Produkten im Rahmen des gesam- 
ten Mineralölsteueraufkommens gering blieb. Dem 
geringen Aufkommen steht andererseits eine er- 
hebliche Verwaltungsarbeit sowohl bei den Her- 
stellern und Verwendern als auch bei der Zollver- 
waltung gegenüber. Hinzu kommt, daß Steuer- 
träger in erheblichem Maße die öffentlichen Haus- 
halte sind, weil eine Reihe der genannten Pro- 
dukte unmittelbar beim Straßenbau und mittelbar 
zur Herstellung von Baustoffen verwendet wird. 
Ferner wird ein großer Teil der Produkte unver- 
steuert in unter Steueraufsicht stehende Betriebe 
überführt, auf Grund von Bestimmungen der 
Durchführungsverordnung zum MinöStG steuer- 
frei abgelassen oder aus dem Geltungsbereich des 
MinöStG steuerfrei ausgeführt. 

Zu den Nr. 1, 2, 3, 4 und 5 wird auf die Begrün- 
dung der Bundesregierung, der der Ausschuß 
folgte, verwiesen. 

Inkrafttreten 

Das Gesetz soll nach Art. 5 am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft treten. In Art. 1 Abs. 1 und 
Art. 3 ist vorgesehen, daß die Änderungen und Er- 
gänzungen des Zolltarifs, des Gesetzes zur Neu- 
regelung der Abgaben auf Mineralöl und des 
Mineralölsteuergesetzes mit Wirkung vom 1. April 
1954 gelten sollen. Die technischen Voraussetzun- 
gen hierfür sind durch amtliche Anschreibungen 
gegeben. Da es sich um Steuervergünstigungen 
handelt, bestehen dagegen keine Bedenken. 

Bonn, den 16. September 1955 

Krammig 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1382 — mit den 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen anzunehmen. 

Bonn, den 14. September 1955 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Gülich Krammig 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung von Vorsdiriften auf dem 
Gebiete der Abgaben auf Mineralöl 

- Drucksache 1382 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(19. Aussdiuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung von Vorschriften auf dem 
Gebiete der Abgaben auf Mineralöl 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 

Artikel 1 

( 1 ) Der Zolltarif (Anlage zum Zolltarif- 
gesetz vom 16. August 1951 — Bundesge- 
setzbl. I S. 527 — ) in der Fassung des Ge- 
setzes zur Neuregelung der Abgaben auf 
Mineralöl vom 23. April 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 149) wird mit Wirkung ab 1. April 
1954 wie folgt geändert und ergänzt: 

l.In Tarifnummer 2710 Abs. D wird der 
Unterabsatz 

,2 — Heizöle 12,90 DM" 

gestrichen. Die folgenden Unterabsätze 3 
und 4 erhalten die Bezeichnung „2" und 

3 " 

»■>' * 

2. In Anmerkung 1 Buchstabe a zur Tarif- 
nummer 2710 werden die Worte „sol- 
chem unbearbeitetem" und „oder Heiz- 
öl" gestrichen. 

Folgender Satz wird angefügt; 

„Wird Bitumen oder Petrolkoks dieser 
Art zum endgültigen Verbleib oder Ver- 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung von Vorschriften auf dem 
Gebiete der Abgaben auf Mineralöl 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Der Zolltarif (Anlage zum Zolltarifgesetz 
vom 16. August 1951 — Bundesgesetzbl. I 
S. 527 — ) in der Fassung des Gesetzes zur 
Neuregelung der Abgaben auf Mineralöl 
vom 23. April 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 149) wird mit Wirkung ab 1. April 1954 
wie folgt geändert und ergänzt: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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Entwurf 

brauch in das Zollausland ausgeführt, so 
werden weitere 0,45 DM für je 100 kg 
des Erdölrückstandes vergütet." 

3. In Anmerkung 1 zur Tarifnummer 2710 
erhält der mit Buchstabe b bezeichnete 
Absatz folgende Fassung: 

„b) (Vergütungsfähige Mineralöle) Wer- 
den Mineralöle der Absätze B bis D, 
gasförmige Kohlenwasserstoffe der 
Tarifnummer 2711 oder Erzeugnisse 
der Tarifnummern 2712, 2713, 2714 
Abs. A und D im zollinrändischen 
Geltungsbereich dieses Tarifs aus 
Erdöl hergesteUt und danach ausge- 
führt oder zu einem Zollverkehr ab- 
gefertigt, so wird ein Betrag von 
12,90 DM für je 100 kg des vergü- 
tungsfähigen Mineralöls vergütet. 
Werden vergütungsfähige Schweröle 
nach Raffination zum endgültigen 
Verbleib oder Verbrauch in das Zoll- 
ausland ausgeführt, so kann die Ver- 
gütung nach derjenigen vom Fler- 
steller nachzuweisenden Menge an 
Schweröl bemessen werden, die zur 
Herstellung des raffinierten Schwer- 
öls verwendet worden ist. Werden 
vergütungsfähige Schmieröle durdi 
Bearbeitung von Schmierölen herge- 
stellt, die in iden Geltungsbereich die- 
ses Tarifs eingeführt und verzollt 
worden sind, und werden sie danach 
zum endgültigen Verbleib oder Ver- 
brauch in das Zollausland ausgeführt, 
so kann die Vergütung nach dem 
Zollsatz bemessen werden, der beim 
Eingang der Schmieröle in den Gel- 
tungsbereich dieses Tarifs angewen- 
det worden ist." 

4. In Anmerkung 1 zur Tarifnummer 2710 
wird der mit Buchstabe c (Vergütungs- 
fähiges Heizöl) bezeichnete Absatz ge- 
strichen. Die folgenden Absätze d bis h 
erhalten die Bezeichnung c bis g. 

5. In Anmerkung 1 zur Tarifnummer 2710 
wird dem mit Buchstabe c — früher 
d — (Vergütungsfähige Schmiermittel) be- 
zeidineten Absatz als zweiter Satz folgen- 
der Satz eingefügt; 

„Dem zur Herstellung verwendeten ver- 
gütungsfähigen Schweröl steht Schweröl 
gleich, das nicht im Geltungsbereich die- 
ses Tarifs hergestellt, jedoch in diesem 
verzollt worden ist." 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 
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Entwurf 


6. In Anmerkung 1 zur Tarifnummer 2710 
werden in dem mit Buchstabe f — frü- 
her g — bezelchneten Absatz die Worte 
„a bis c“ ersetzt durch „a und b“. 

7. In Anmerkung 1 zur Tarifnummer 2710 
wird In dem mit Buchstabe g — früher 
h — bezeichneten Absatz die Bezeichnung 
„e" durch „d" ersetzt. 

8. Die Anmerkung 2 zur Tarifnummer 2710 
erhält folgende Fassung: 

„2. Schweröle mit einem Flammpunkt 
im geschlossenen Tiegel von mehr als 
55^ C, bei deren Destillation nadi 
DIN-Entwurf 51752 weniger als 
40 Volumenprozent bis 250° C über- 
gehen, nach Herstellung im Zollaus- 
land eingeführt oder hergestellt aus 
Erdöl, das im Geltungsbereich dieses 
Tarifs verzollt worden ist, zum un- 
mittelbaren Verheizen unter Zoll- 
sicherung 1,50 DM“. 

9. Die Anmerkung 3 zur Tarif nummer 2710 
erhält folgende Fassung: 

„3. Schweröle mit einem Flammpunkt 
im geschlossenen Tiegel von mehr 
als 55° C, bei deren Destillation nach 
DIN-Entwurf 51752 weniger als 
40 Volumenprozent bis 250° C über- 
gehen, nach Herstellung im Zollaus- 
land eingeführt oder hergestellt aus 
Erdöl, das im Geltungsbereich dieses 
Tarifs verzollt worden ist, als Zusatz 
zu Kohle, die in Verkokungsanlagen 
veraAeitet wird, unter Zollsiche- 
rung 2,30 DM“. 

10. In Anmerkung 5 Buchstabe d zur Tarif - 
nummer 2710 werden 

a) der zweite Unterabsatz (Heizöle) und 

b) im vierten Unterabsatz (andere Schwer- 
öle) das Komma hinter dem Worte 
„Gasöle“ und die Worte „der Heiz- 
öle“ 

gestrichen. 

(2) Die Bundesregierung kann bei zwin- 
gendem wirtschaftlichem Bedürfnis durch 
Rechtsverordnung für Gasöle den Zollsatz 
der Anmerkung 2 zur Nummer 2710 des 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

5a. In Anmerkung 1 zur Tarifnummer 2710 
werden in den mit Buchstaben d — frü- 
her e — bezeichneten Absatz die Worte 
„a bis d“ ersetzt durch „a bis c“. 

6. unverändert 


7. unverändert 


8. unverändert 


9. Die Anmerkung 3 zur Tarifnummer 2710 
erhält folgende Fassung: 

„3. Schweröle mit einem Flammpunkt im 
geschlossenen Tiegel von mehr als 
55° C, bei deren Destillation nach 
DIN-Entwurf 51752 weniger als 
40 Volumenprozent bis 250° C über- 
gehen, nach Herstellung im Zollaus- 
land eingeführt oder hergestellt aus 
Erdöl, das im Geltungsbereich dieses 
Tarifs verzollt worden ist, als Zusatz 
zu Kohle, die in Verkokungsanlagen 
verarbeitet wird, unter Zollsiche- 
rung 1, — DM“. 

10. unverändert 


(2) e n t f ä 1 1 1 
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Entwurf 

Zolltarifs bis auf 4y50 DM und den Zollsatz 
der Anmerkung 3 zur Nummer 2710 des 
Zolltarifs bis auf 5,50 DM für 100 kg Eigen- 
gewicht erhöhen. Ein zwingendes wirtschaft- 
liches Bedürfnis im Sinn dieser Bestimmung 
liegt nur vor^ wenn infolge einer unvorher- 
gesehenen wirtschaftlichen Entwicklung Gas- 
öle zur zollbegünstigten Verwendung nach 
diesen Anmerkungen in einem solchen Um- 
fange eingeführt werden^ daß dadurch nach- 
weislich eine ernsthafte Schädigung für den 
im Geltungsbereich des Zolltarifs ansässigen 
Kohlenbergbau eintritt. Rechtsverordnungen 
dieser Art dürfen nur mit einer Geltungs- 
dauer bis zu sechs Monaten erlassen werden. 

(3) Die Ermächtigung nach Absatz 2 tritt 
am 31. Dezember 1956 außer Kraft. 


Artikel 2 

Das Gesetz zur Neuregelung der Abgaben 
auf Mineralöl vom 23. April 1953 (Bundes- 
gesetzlbl. I S. 149) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

Artikel 3 erhält folgende Fassung; 

„Artikel 3 

(1) Die Bundesregierung kann abwei- 
chend von § 4 des Zolltarifgesetzes aus wirt- 
schaftlichen Gründen durdi Reditsverord- 
nung die Zollsätze der Tarifnummern 2710 
Abs. B, C, D — 1, — 2 — a und — 3, 2711, 
2712, 2714 Abs. A und 3404 Abs. A— 1 bis 
auf 16,50 DM, der Tarif nummer 2710 Abs. 
D — 2 — b bis auf 19,70 DM und der Tarif- 
nummer 2710 Abs. D — 2 — c bis auf 
28,50 DM ei^höhen, bevor der Bundesrat 
Stellung genommen und der Bundestag zu- 
gestimmt hat. Hierbei darf der Zollsatz für 
Schweröle, die Topprückstände sind und 
unter Zollsicherung zur Gewinnung von 
Waren der Tarif nummern 2710 bis 2714 
verwendet werden, nicht erhöht werden. 
Rcchtsverordnungen dieser Art dürfen nur 
mit einer Geltungsdauer bis zu sechs Mona- 
ten erlassen werden. In diesen Fällen ist die 
Bundesregierung verpflichtet, innerhalb von 
drei Wochen nach Verkündung der Rechts- 
verordnung den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten einen entsprechenden Verordnungsent- 
wurf zur Behandlung nach § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vorzulegen. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


(3) e n t f ä 1 1 1 


Artikel 2 

Das Gesetz zur Neuregelung der Abgaben 
auf Mineralöl vom 23. April 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 149) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

Artikel 3 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 3 

(1) Die Bundesregierung kann abweichend 
von § 4 des Zolltarifgesetzes aus wirtschaft- 
lichen Gründen durch Rechtsverordnung die 
Zollsätze der Tarifnummern 2710 Abs. B, C, 
D — 1, — 2 — a und — 3, 2711, 2712, 
2713, 2714 Abs. A und 3404 Abs. A — 1 
bis auf 16,50 DM, der Tarifnummer 2710 
Abs. D — 2 — b bis auf 19,70 DM und der 
Tarifnummer 2710 Abs. D — 2 — c bis auf 
28,50 DM erhöhen, bevor der Bundesrat 
Stellung genommen und der Bundestag zu- 
gestimmt hat. Hierbei darf der Zollsatz für 
Schweröle, die Topprückstände sind und 
unter Zollsicherung zur Gewinnung von 
Waren der Tarifnummern 2710 bis 2714 
verwendet werden, nicht erhöht werden. 
Rechtsverordnungen dieser Art dürfen nur 
mit einer Geltungsdauer bis zu sechs Mona- 
ten erlassen werden. In diesen Fällen ist die 
Bundesregierung verpflichtet, innerhalb von 
drei Wochen nach Verkündung der Rechts- 
verordnung den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten einen entsprechenden Verordnungsent- 
wurf zur Behandlung nach § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vorzulegen. 
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Entwurf 

(2) Macht die Bundesregierung von dieser 
Ermächtigung Gebrauch, so kann sie die Ver- 
gütungssätze 'der Anmerkung 1 Abs. b bis e 
zur Tarif numraer 2710 jeweils auf 13,10 DM 
erböhen.*' 


Artikel 3 

Das Mineralölsteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 234) wird mit Wirkung 
ab 1. April 1954 wie folgt geändert und er- 
gänzt: 


l.Dem ^ 1 Abs. 3 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Für Schmiermittel der Nummer 3404 
Abs. A — 1 des Zolltarifs gilt in diesem 
Falle § 3 Abs. 3 Satz 2 entsprechend.“ 


2. § 2 Abs. 2 wird gestrichen. 

3. § 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Soweit Mineralöl nach § 8 im Er- 
hebungsgebiet steuerbegünstigt verwendet 
werden darf, ist dies auch in den Freihäfen 
zulässig.“ 

4. In § 8 Abs. 1 Nr. 4 wird der Punkt hin- 
ter dem Worte „wurden“ durch ein Kom- 
ma ersetzt; folgende Nummer 5 wird an- 
gefügt: 

„5. (nur soweit es sich um Schweröle mit 
einem Flammpunkt im geschlossenen 
Tiegel von mehr als 55^ C handelt, bei 
deren Destillation nach DIN-Entwurf 
51752 weniger als 40 Volumenprozent 
bis 250° C übergehen) zum unmittel- 
baren Verheizen verwendet werden.“ 

5. § 11 erhält folgende Fassung: 

4 11 

Zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit 
der im Erhebungsgebiet hergestellten Er- 
zeugnisse kann durch Rechtsverordnung 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 
(2) unverändert 


Artikel 3 

Das Mineralölsteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 234) wird mit Wirkung 
ab 1. April 1954 wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

vor 

1. In § 1 Abs. 2 werden die Nummern 3 
und 4 gestrichen; die bisherigen Num- 
mern 5 und 6 werden Nummern 3 und 4. 

1. unverändert 


la. In § 2 Abs. 1 werden die Nummern 3 
und 4 gestrichen; die bisherigen Num- 
mern 5 und 6 werden Nummern 3 und 4. 

2. unverändert 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


bestimmt werden, -daß die Mineralölsteuer 
ganz oder zum Teil vergütet wird für 
nicht steuerbare Erzeugnisse, 'die unter 
Verbrauch versteuerten Mineralöls herge- 
stellt worden sind, und zwar 

1. für Schmiermittel der Nummer 3404 
Abs. A — 1 des Zolltarifs, wenn sie aus- 
geführt oder zu einem Zollverkehr ab- 
gefertigt werden, 

2. für andere Erzeugnisse, wenn sie aus 
dem Erhebungsgebiet ausgeführt wer- 
den, um außerhalb des Erhebungsgebie- 
tes und der Freihäfen zu verbleiben oder 
verbraucht zu werden. 

Die Steuervergütung ist ausgeschlossen, 
wenn das Mineralöl zu Treib-, Schmier-, 
Heiz- oder Beleuchtunigszwecken ver- 
braucht worden ist.“ 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4 . Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Artikel 4 
unverändert 


Artikel 5 
unverändert 
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